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Rechtssatz 

Zur inhaltsgleichen Vorgängerregelung des § 70 Abs. 3 FrPolG 2005, nämlich § 86 Abs. 3 FrPolG 2005 
in der bis zum Inkrafttreten des FrÄG 2011 am 1. Juli 2011 geltenden Stammfassung, judizierte der 
VwGH, dass die ausnahmsweise Nichtgewährung des einem Fremden zustehenden 
Durchsetzungsaufschubes einer besonderen, über die schon für die Erlassung des Aufenthaltsverbotes 
maßgeblichen Erwägungen hinausgehenden Begründung bedarf, verlangt doch die Versagung des 
Durchsetzungsaufschubes die nachvollziehbare Prognose, der Aufenthalt des Fremden für ein (weiteres) 
Monat gefährde die öffentliche Ordnung oder Sicherheit (vgl. VwGH 31.3.2008, 2008/21/0127). 
Allgemein auf die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung Bezug nehmende Überlegungen, die 
schon bei der Entscheidung über die Verhängung eines Aufenthaltsverbotes anzustellen sind, vermögen 
die Begründung für die Versagung eines Durchsetzungsaufschubes daher keinesfalls zu ersetzen (siehe 
VwGH 23.10.2008, 2008/21/0325). In Bezug auf § 70 Abs. 3 FrPolG 2005 (in der seit 1. Juli 2011 
unverändert geltenden Fassung des FrÄG 2011) vermögen Überlegungen, die schon bei der Entscheidung 
über die Verhängung eines Aufenthaltsverbotes anzustellen sind, die Begründung für die Versagung eines 
Durchsetzungsaufschubes keinesfalls zu ersetzen (siehe VwGH 12.9.2013, 2013/21/0094). 
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